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GEMEINDE HERBERTINGEN, KREIS SIGMARINGEN 
 
BEBAUUNGSPLAN DER INNENENTWICKLUNG MIT ÖRTLICHEN BAUVORSCHRIFTEN 
ZUR ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS „STEIGÄCKER I“, gem. § 13a BauGB 
 
 

Textteil 
in der Fassung vom 11. Mai 2011 

 
 
I. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Ziff. 1 BauGB) 
 
 Mischgebiet (MI, § 6 BauNVO) 
 

Nutzungen gem. § 6 Abs. 2 Ziff. 7 (Tankstellen) und 8 (Vergnügungsstätten) sind nicht zu-
lässig (§1 Abs. 5 BauNVO). 
 
Ausnahmen nach § 6 Abs. 3 (Vergnügungsstätten) sind nicht zulässig (§ 1 Abs. 6 Ziff. 1 
BauNVO). 

 
 
2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Ziff. 1 BauGB) 

 
Zum Maß der baulichen Nutzung sind im Lageplan die Grundflächenzahl, die Geschoss-
flächenzahl sowie die Zahl der zulässigen Vollgeschosse festgesetzt. 

 
 
3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Ziff. 2 BauGB) 
 

Im Änderungsgebiet wird offene Bauweise festgesetzt. 
 
 
4. Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§9 Abs. 1 Ziff. 10 BauGB) 
 

Die Sichtfelder sind zwischen 0,80 m und 2,50 m Höhe von ständigen Sichthindernissen, 
parkenden Fahrzeugen und sichtbehinderndem Bewuchs auf Dauer freizuhalten. 

 
 
5. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern (§ 9 Abs.1 Ziff. 25 a BauGB) 

 
Im Änderungsgebiet sind mindestens 20 einheimische, standortgerechte Laubbäume zu 
pflanzen. Die im Rahmen dieses Pflanzgebots zu pflanzenden Bäume sind auf Dauer zu 
erhalten und bei Abgang artgerecht zu ersetzen. 

 
 
6. Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Ziff.4 BauGB und § 14 BauNVO) 
 

Nebenanlagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.  
 
Garagen und Stellplätze sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen oder auf 
dafür festgesetzten Flächen zulässig. 
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Hinweise: 
 
Sollten im Zuge von Erdarbeiten archäologische Fundstellen (z.B. Mauern, Gruben, Brand-
schichten o. ä.) angeschnitten oder Funde gemacht werden (z.B. Scherben, Metallteile, Kno-
chen), ist das Regierungspräsidium Tübingen, Ref. 26 - Denkmalpflege, Fachbereich Archäolo-
gische Denkmalpflege, unverzüglich zu benachrichtigen. Auf §20 Denkmalschutzgesetz 
(DSchG) wird verwiesen. 

 
Nach der vorläufigen Geologischen Karte liegt das Plangebiet im Ausstrichbereich von oberflä-
chennah verwitterten tertiären Gesteinen (Mergel und Sande) der Unteren Süßwassermolasse. 
Im nordöstlichen Bereich des Plangebiets werden diese Gesteine von quartären Umlagerungs-
sedimenten (Hangschutt, Fließerde, z.T. Abschwemmmassen), deren Mächtigkeit nicht im De-
tail bekannt ist, überlagert. 
Auffüllungen der vorausgegangenen Nutzung sind im Plangebiet nicht auszuschließen. 
Sofern eine Versickerung von Oberflächenwasser geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig ist, 
wird die Erstellung entsprechender hydrologischer Versickerungsgutachten empfohlen. 
Die bindigen quartären Deckschichten sowie die verwitterten Locker- und Halbfestgesteine der 
Unteren Süßwassermolasse stellen einen inhomogenen und möglicherweise setzungsfähigen 
Baugrund dar. Für Neubauten werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 
4020 bzw. DIN EN 1997 empfohlen. 
 
 
Rechtsgrundlagen für den Textteil: 
 
- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 23. September 

2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetztes vom 31. Juli 2009 
(BGBI. I S. 2585). 

 
- Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 

1990 (BGBl. I S.132), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. April 1993 (BGBl. I 
S.466) 

 
- Planzeichenverordnung (PlanzV) Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und 

die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990-PlanzV 90) vom 18. Dezem-
ber 1990 (BGBl.1991 I S.58) 

 
 
Ausfertigung: 
 
Der textliche Inhalt dieser Bebauungsplanänderung stimmt mit dem Satzungsbeschluss des 
Gemeinderates der Gemeinde Herbertingen vom 11. Mai 2011 überein. 
 
Ausgefertigt: 
 
Herbertingen, den 11.05.2011 
 
 
 
gez. Schrenk 
Bürgermeister 
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Begründung zum Bebauungsplan 
in der Fassung vom 11. Mai 2011 

 
1. Planungsanlass 
Im Rahmen der Sanierungsdurchführung „Ortskern III“ sollen die im förmlich festgelegten Sanie-
rungsgebiet liegenden Flurstücke Nr. 1 und Nr. 442/2 zusammen mit dem außerhalb des Sanie-
rungsgebietes liegenden Flurstück 444/1 einer baulichen Neuordnung zugeführt werden.  
 
Diese drei Flurstücke liegen bislang im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Steigäcker I“. 
 
Die derzeitigen Neuordnungsüberlegungen umfassen die Errichtung eines Discountmarktes mit 
Fachmarkt und einer Bankfiliale mit entsprechenden Stellplätzen. 
 
Diese Neuordnungsabsichten stehen mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes „Steigäcker 
I“ nicht in Einklang. Deshalb wird ein Bebauungsplan der Innenentwicklung zur Änderung des 
Bebauungsplanes „Steigäcker I“ aufgestellt.  
 
Mit den Festsetzungen im Bebauungsplan sollen die als Planungsanlass erwähnten Vorhaben 
nicht als Planungsrecht dargestellt werden. Es geht vielmehr darum, die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für derartige Nutzungen zu schaffen. Ein Lebensmittelmarkt ist bis zu einer 
Größe von 800 m² in einem Mischgebiet zulässig.  
 
2. Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 
Die Darstellung im derzeit gültigen Flächennutzungsplan entspricht den Festsetzungen im Be-
bauungsplan. Eine Berichtigung des Flächennutzungsplans nach § 13a Abs. 2 Ziffer 2 BauGB 
ist somit nicht erforderlich. 
 
3. Planungsinhalt 
Das Planungsgebiet wird als Mischgebiet festgesetzt. Die entspricht – mit Ausnahme des Flur-
stücks Nr. 444/1 – der bisherigen Festsetzung im bestandskräftigen Bebauungsplan „Stei-
gäcker I“. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird abweichend von der ursprünglichen 
Änderungsabsicht nach Osten und Norden ausgedehnt. Damit ist das gesamte bisherige 
Mischgebiet von der Änderung erfasst. Mit der Erweiterung nach Norden können Fehlentwick-
lungen bei diesen Gebäuden bzw. auf diesen Grundstücken vermieden werden. 
 
Mit der Erweiterung des Geltungsbereiches ist der Vorgabe Rechnung getragen, dass Mischge-
biete sowohl dem Wohnen als auch gewerblicher Nutzung dienen müssen. In den jetzt einbe-
zogenen Bestandsgebäuden ist bislang Wohnnutzung vorhanden. Es wird davon ausgegangen, 
dass diese auch bei einer Neuordnung, insbesondere hinsichtlich des im Norden erweiterten 
Bereichs beibehalten wird. 
 
Die festgesetzte Grundflächen- und Geschossflächenzahl entspricht jeweils der Obergrenze der 
Baunutzungsverordnung. 
Die Festsetzungen zu GRZ und GFZ tragen auch dem Bestand ausreichend Rechnung. 
 
Die Baugrenzen sind so gefasst, dass auf der überbaubaren Grundstücksfläche unabhängig 
von den jetzigen Neuordnungsüberlegungen auch Spielraum für andere bauliche Möglichkeiten 
gegeben ist. Sie sind demnach nicht überdimensional ausgeführt, sondern sollen die Möglich-
keit bieten, sowohl Baukörper als auch Stellplätze entsprechend anzuordnen. Die Regulierung 
der Baumasse erfolgt über die festgesetzte Grundflächen- bzw. Geschossflächenzahl. 
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Das einzige Gebäude ohne Baugrenze ist das denkmalgeschützte Gebäude Hauptstraße 15. 
Hier wurde aufgrund der Denkmaleigenschaft bewusst auf eine Baugrenzenfestsetzung verzich-
tet. 
 
Mit den vorgenannten Festsetzungen sind die Rahmenbedingungen geschaffen, um den Pla-
nungsbereich für eine Geschäfts- und/oder Dienstleistungsnutzung kombiniert mit Wohnnutzung 
zu entwickeln. Eine reine Wohnnutuzung ist an dieser Stelle städtebauliche nicht sinnvoll. Die 
Festsetzungen hinsichtlich der Zufahrt zu den Grundstücken bzw. des Zufahrtsverbots im Ein-
mündungsbereich Marbacher Straße / Hauptstraße tragen dafür Sorge, dass eine Gefährdung 
des Verkehrs nicht verstärkt wird und Beeinträchtigungen auf ein Mindestmaß beschränkt wer-
den. 
 
Der festgesetzte Bereich ohne Ein- und Ausfahrt lässt im Westen und Nordosten genügend 
Raum für eine Zufahrt zu den betroffenen Flächen. Eine innere Erschließung ist planungsrecht-
lich nicht festzusetzen. 
 
4. Raumordnerische Gesichtspunkte 
Sowohl der Regionalverband Bodensee-Oberschwaben als auch die IHK Bodensee-
Oberschwaben begrüßen die Änderung des Bebauungsplans und dessen Zielsetzung, dort die 
Ansiedlung eines Discountmarktes mit Fachmarkt und evt. einer Bankfiliale zu ermöglichen. 
 
In Herbertingen scheidet infolge der Zentralität als Kleinzentrum die Ansiedlung von großflächi-
gem Einzelhandel und somit die Ausweisung eines Sondergebietes aus. Das regionale Einzel-
handelskonzept des Regionalverbandes vom Februar 2010 führt zu Kleinzentren aus: „Klein-
zentren sollen ebenfalls eine möglichst kompakte Mitte mit zumindest einem Lebensmittelanbie-
ter (auch Discounter) und ergänzenden Angeboten des täglichen Bedarfs aufweisen.“ 
 
Der Standort wird als sehr gut in die Ortsmitte integriert betrachtet und ist damit deutlich positi-
ver zu bewerten als eine Ansiedlung am Ortsrand oder gar auf der grünen Wiese. 
 
Somit bietet sich an diesem Standort vor dem Hintergrund der Sanierungsdurchführung die 
Möglichkeit für die Gemeinde Herbertingen an einem integrierten Standort die Einzelhandels-
versorgung für die Bevölkerung des Ortskerns sicher zu stellen. Damit kann auch ein wesentli-
ches Ziel der Sanierungsdurchführung erreicht werden. Gleichzeitig wird im Hinblick auf die 
Nachverdichtung im Innenbereich die Innenentwicklung auch in struktureller Hinsicht erreicht. 
Deshalb wird der Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a BauGB aufgestellt. Demzufolge wird eine Umweltprüfung nicht durchgeführt. 
 
Ein vorhabenbezogener Bebauungsplan scheidet im vorliegenden Fall aus, da kein sinnvoller 
Durchführungsvertrag abgeschlossen werden kann und es gerade nicht darum geht, durch die 
Planänderung speziell ein einzelnes Vorhaben zu ermöglichen. 
 
5. Denkmalpflegerische Belange 
Das Flurstück Nr. 1 mit dem Gebäude Hauptstraße 15, Gasthaus Löwen und den Nebengebäu-
den, ist zwischenzeitlich insgesamt als Kulturdenkmal gekennzeichnet.  
Die Abbruchsymbole wurden - abweichend von den bisherigen Festsetzungen im bestandskräf-
tigen Bebauungsplan „Steigäcker I“ – aus dem Lageplan herausgenommen. Die Frage eines 
möglichen Abbruchs bleibt dem Baugenehmigungsverfahren vorbehalten.  
 
Der Erhalt der Gebäude ist nicht Planungsziel. 
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Für das Gebäude Gasthaus Löwen wird ein erweitertes Baufeld bzw. ein erweitertes Grund-
stück festgesetzt. Zu diesem Zweck wird die Baugrenze des Bebauungsplanes geändert ge-
genüber der ursprünglichen Fassung festgesetzt. Damit kann auch der Blick auf das Gasthaus 
Löwen von der Hauptstraße aus frei erfolgen. Auch die Blickbeziehung zur Kirche wird dadurch 
gestärkt. 
 
Die Belange der archäologischen Denkmalpflege werden als Hinweis in den Bebauungsplan 
aufgenommen. 
 
Gleiches gilt für den Hinweis des Regierungspräsidiums Freiburg Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau zur Geotechnik 
 
Die Unzulässigkeit von Vergnügungsstätten ist damit begründet, dass mit einer entsprechenden 
Ansiedlung eine Störung und Beeinträchtigung der städtebaulichen Ordnung verbunden ist. 
Dem Planungsgebiet kommt städtebaulich infolge der umgebenden Nutzung und der Lage im 
Ortskern eine zentrale Versorgungsfunktion zu. Diese gilt es zu erhalten und soweit möglich 
auch weiter zu entwickeln. Keinesfalls kann eine Verdrängung vorhandener Gewerbe- und 
Dienstleistungsbetriebe oder die Beeinträchtigung der Wohnfunktion in diesem Bereich in Kauf 
genommen werden. Eine Nutzung als Vergnügungsstätte führt hier zu erheblichen Beeinträchti-
gungen der umgebenden Nutzungen. Eine instabile Gewerbe- und Dienstleistungssituation darf 
für diesen Bereich nicht eintreten. Keinesfalls dürfen bestehende Nutzungen aus diesem Grund 
aufgegeben werden. Es gilt den Standort Herbertingen als Kleinzentrum in seiner Attraktivität zu 
bewahren.  
 
Gerade der Geltungsbereich des Bebauungsplanes eignet sich in sehr guter Weise für die An-
siedlung und Weiterentwicklung von Kleingewerbe- und Dienstleistungsbetrieben. Für diese 
Betriebsarten ist ein stabiles städtebauliches und strukturelles Umfeld zu schaffen.  
 
Die Grundstücke im Geltungsbereich des Bebauungsplanes haben auch Bedeutung für das 
Ortsbild. Eine Bebauung und Nutzung an dieser Stelle muss auf diese Situation und den Umge-
bungsbereich der Kirche Rücksicht nehmen. 
 
Hinzu kommt ein möglicher „Trading-Down-Effekt“ für das Planungsgebiet. Das heißt, die An-
siedlung einer Vergnügungsstätte verursacht einen Verlust an Kunden für Verkaufsgeschäfte 
und einen Frequenzanstieg im Umfeld der Mindernutzung. Damit ist ein Imageverlust der Ge-
samtlage verbunden. Eine Ansiedlung von Vergnügungsstätten führt in Verbindung mit deren 
spezifischen Erscheinungsbildern zu einer deutlichen Niveauabsenkung des Gebietes. Der 
„Trading-Down-Effekt“ muss zur Standortsicherung und Aufwertung umgebener Handels- und 
Dienstleistungsnutzungen verhindert werden.  
 
 
Ausfertigung: 
 
Die Begründung in dieser Fassung lag dem Satzungsbeschluss des Gemeinderates vom 
11. Mai 2011 zugrunde. 
 
Ausgefertigt: 
Herbertingen, 11.05.2011 
 
 
 
gez. Schrenk 
Bürgermeister 
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Örtliche Bauvorschriften gem. § 74 Abs. 7 LBO 
in der Fassung vom 11. Mai 2011 

 
1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 74 Abs. 1 Ziff. 1 LBO) 
 
 Es sind nur geneigte Dächer mit einer Neigung von mindestens 24° zulässig. 

Flachdächer können als Ausnahme zugelassen werden, wenn sie extensiv begrünt sind. 
 
Es sind nur nicht spiegelnde und nicht glänzende Materialien für die Dachdeckung und die 
Fassadengestaltung zulässig. 

 
 Werbeanlagen sind oberhalb der Traufe unzulässig. 

 
 

2. Gestaltung der unbebauten Flächen, Einfriedigungen 
(§ 74 Abs. 1 Ziff. 3 LBO) 

 
 Unbebaute Flächen sind als Grünfläche anzulegen und zu unterhalten. Zufahrtsflächen, 

Parkplätze und Lagerflächen sind mit einem wasserundurchlässigen Belag zu versehen. 
 
 
Rechtsgrundlage für die Örtlichen Bauvorschriften: 
 
- Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 5. März 2010 (GBl. Nr. 7, S. 357, berichtigt S. 416). 
 
 
Ausfertigung: 
 
Die örtlichen Bauvorschriften in dieser Fassung stimmen mit dem Satzungsbeschluss des Ge-
meinderates der Gemeinde Herbertingen vom 11. Mai 2011 überein. 
 
Ausgefertigt: 
 
Herbertingen, 11.05.2011 
 
 
 
gez. Schrenk 
Bürgermeister 
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Begründung zu den örtlichen Bauvorschriften 
in der Fassung vom 11. Mai 2011 

 
Die örtlichen Bauvorschriften dienen dazu, in gestalterischer Hinsicht Störungen für die Struktur 
der Umgebungsbebauung zu vermeiden. Dabei wird ein relativ weiter Rahmen gesetzt, um für 
die einzelnen Gebäude Entwicklungsmöglichkeiten zu lassen. 
 
Sie werden als eigenständige Satzung zusammen mit dem Bebauungsplan erlassen. 
 
Detaillierte und umfangreiche Festsetzungen zu örtlichen Bauvorschriften werden als nicht not-
wendig erachtet. Gegenüber der ursprünglichen Fassung der örtlichen Bauvorschriften wurde 
die Dachneigung von mindestens 15° auf mindestens 24° erhöht. Damit ist die Sichtbarkeit der 
neu zu errichtenden Dächer besser gewährleistet. 
 
Festsetzungen zur Traufhöhe und zu Werbeanlagen erfolgen nicht. Auch auf detaillierte Fest-
setzungen zur Dachform und zu Firstrichtungen wird verzichtet. Ebenso ist die Anordnung der 
Gebäude innerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche der konkreten Bauab-
sicht offen gelassen. 
 
Die weit gefassten örtlichen Bauvorschriften werden im vorliegenden Fall durch die Einfluss-
möglichkeiten der Gemeinde Herbertingen über den § 144 BauGB ergänzt. Die für eine Neube-
bauung vorgesehenen Grundstücke liegen insgesamt und zur Gänze im förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet „Ortskern III“. Demnach greift die Genehmigungspflicht nach § 144 BauGB. 
 
Die Nichtzulässigkeit von spiegelnden oder glänzenden Materialien für die Dachdeckung und 
die Fassadengestaltung ergibt sich aus der Lage des Planungsgebiets in der Ortsmitte. Damit 
sind Photovoltaikanlagen auf den Dächern bzw. an Fassaden ausgeschlossen. Diese sind auf-
grund der Gesamtsituation für das Planungsgebiet nicht akzeptabel. 
 
Die gewählte Textformulierung wird als Festsetzung für ausreichend erachtet. 
 
Redaktionell wird ergänzt, dass Flachdächer ausnahmsweise zugelassen sind, wenn sie exten-
siv begrünt werden. 
Photovoltaik- und Werbeanlagen werden nicht planungs- bzw. bauordnungsrechtlich geregelt. 
 
Für den Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gilt der Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans der Innenentwicklung zur Änderung des Bebauungsplans „Steigäcker I“. 
 
 
Ausfertigung: 
Die Begründung zu den örtlichen Bauvorschriften in dieser Fassung lag dem Satzungsbe-
schluss des Gemeinderates der Gemeinde Herbertingen 11. Mai 2011 zugrunde. 
 
Ausgefertigt: 
Herbertingen, 11.05.2011 
 
 
 
gez. Schrenk 
Bürgermeister 


